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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welcher Form und wann hat die Bundesregie- 
rung gegen die völkerrechtswidrigen Versteige- 
rungen sudetendeutschen Eigentums in der 
Tschechoslowakei bzw. in der Tschechischen 
Republik protestiert? 


2. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Form hat bisher die Bundes- 
regierung die Tschechoslowakei bzw. die Tsche- 
chische Republik aufgefordert, das in den Jahren 
1945/46 konfiszierte sudetendeutsche Vermögen 
den rechtmäßigen Eigentümern zurückzugeben? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 14, Februar 1997 


Es ist bekannt, daß die Bundesregierung die Vertreibung der Deutschen 
und die entschädigungslose Einziehung deutschen Vermögens immer als 
völkerrechtswidrig verurteilt hat. Sie hat diesen Standpunkt auch gegen- 
über der CSFR stets mit Nachdruck vertreten. Insbesondere bei den Ver- 
handlungen zum Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit vom 27. Februar 1992 hat die Bundesregierung ihre Auf- 
fassung deutlich gemacht. Die tschechoslowakische Regierung war aber 
nicht bereit, Rückgewähr- und Entschädiungsansprüche Deutscher 
anzuerkennen. Der Briefwechsel der Außenminister zum Nachbarschafts- 
vertrag enthält deshalb eine entsprechende Rechtswahrung. Dieser Ver- 
trag gilt auch gegenüber der Tschechischen Republik fort. 

In diesem Sinne hat die Bundesregierung den Komplex der sudetendeut- 
schen Fragen zuletzt in den Verhandlungen über die Deutsch-tschechi- 
sche Erklärung mit der tschechischen Seite angesprochen. 


3. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte und Maßnahmen wird 
die Bundesregierung nach der Unterzeichnung 
der Deutsch-tschechischen Erklärung unterneh- 
men, damit das von der Tschechoslowakei in den 
Jahren 1945/46 völkerrechtswidrig konfiszierte 
Eigentum Sudetendeutscher diesen wieder zu- 
rückgegeben wird? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 14. Februar 1997 


Die Bundesregierung hat gegenüber der tschechischen Seite bis in jüngste 
Zeit deutlich gemacht, daß die Vermögensfragen weiterhin offenbleiben. 
Ich verweise hierzu auf die Deutsch-tschechische Erklärung über die 
gegenseitigen Beziehungen und deren künftige Entwicklung sowie die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 30. Januar 1997 hierzu. 
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4. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 


(SPD) 


In welcher Weise sind kleinere Hilfsorganisatio- 
nen in die Arbeit des „Koordinierungsausschus- 
ses Humanitäre Hilfe" eingebunden, und welche 
Organisationen waren bislang in dem bei akuten 
Krisenfällen im Auswärtigen Amt eingesetzten 
„Krisenstab" vertreten? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 20. Februar 1997 


Permanente Mitglieder des Koordinierungsausschusses seit 1994 sind ins- 
gesamt 16 Organisationen. Dazu gehören: Adventistische Entwicklungs- 
und Katastrophenhilfe (AD RA), Ärzte ohne Grenzen (MSF-Deutschland), 
Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), CARE Deutschland, Deutscher Caritas- 
verband (DCV), Deutsches Rotes Kreuz (DRK), Diakonisches Werk der 
EKD, Deutsche Welthungerhilfe, Gesellschaft für technische Zusammen- 
arbeit (GTZ), HELP - Hilfe zur Selbsthilfe, Johanniter-Unfallhilfe (JUH), 
Komitee Cap Anamur, Malteser Hilfsdienst (MHD), Medico International, 
Technisches Hilfswerk (THW) und World Vision Deutschland. 

Eine seit 1996 arbeitende Arbeitsgruppe prüft die Aufnahmeanträge wei- 
terer Organisationen. Eines der wichtigsten Aufnahmekriterien ist eine 
bereits über einen längeren Zeitraum hinweg ausgeübte und nicht nur 
regional begrenzte Tätigkeit der antragstellenden Vereinigung. 

Da dieser Kreis, ergänzt um sechs Ressorts, zwei Ländervertreter und drei 
weitere Einrichtungen, für konkrete Koordinierungsmaßnahmen in Not- 
fällen zu groß wäre, wurde eine sogenannte „Kleine Krisenrunde" 
geschaffen. Verschiedene Organisationen haben untereinander abge- 
sprochen, sich in dieser Runde gegenseitig zu vertreten, da für eine zieT 
orientierte Diskussion der Teilnehmerkreis auf etwa zehn Personen 
begrenzt bleiben sollte. In dieser Krisenrunde haben aufgrund ihrer na- 
hezu weltweiten Tätigkeit folgende Hilfsorganisationen gemeinsam je 
einen ständigen Sitz: Caritas/Diakonie, DRK, MHD/JUH/ASB, THW und 
GTZ. Hinzu kommen einige Ressortvertreter. 

Auch kleinere Organisationen können - auch wenn sie nicht zu den stän- 
digen Mitgliedern des Koordinierungsaufeschusses oder der Krisenrunden 
gehören - eingeladen werden, wenn sie in der jeweiligen Region über 
besondere Erfahrung verfügen. Hierfür sind in der Runde zwei zusätzliche 
Plätze reserviert. Diese Organisationen können allerdings auch bilateral 
in die notwendige Abstimmungsarbeit einbezogen werden. Je nach 
Region und akuten Erfordernissen wurden hier u. a. beteiligt: Amica, 
Arbeitskreis Internationale Zusammenarbeit HAUKARI e.V. (Frankfurt), 
Brücke (Kassel), Brücke der Hoffnung, Deutsch-Bosnische Gesellschaft 
für Frieden und Verständigung in Bosnien und Herzegowina, Flüchtlings- 
hilfe Langen, Freundschaftsbrücke, Gesellschaft für Frieden und Hilfe in 
Bosnien und Herzegowina, Hilfe für Kinder in Not, Lazarus Hilfswerk 
(LHW), Merhamet Deutschland, Medica mondiale, Verein für Entwick- 
lungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (Oldenburg), Voluntary 
Relief Doctors (Wuppertal) und Wadi e.V. (Frankfurt). 


5. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 


(SPD) 


In welcher Höhe sind in 1996 Mittel für humani- 
täre Hilfsaktionen aus dem Bundesetat an private 
Hilfsorganisationen gegangen, und wie verteilen 
sich diese Gelder auf die einzelnen Organisatio- 
nen? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 20. Februar 1997 

Von den 1996 ausgegebenen 72,67 Mio. DM des Haushaltstitels 68612 
fielen insgesamt etwa 41,26 Mio, DM auf die folgenden deutschen Nicht- 
regierungsorganisationen: 


Adventistische Entwicklungs- und Katastrophenhilfe 


(ADRA) 

580 100,00 

Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) 

11 804 948,60 

Ärzte für die 3. Welt 

98 000,00 

Afghanischer Ärzteverein 

22 000,00 

Amica 

60 000,00 

Arbeitsgemeinschaft „Gerechtigkeit und Frieden"/ 
Kölner Franziskaner 

581 794,76 

Arche Nova 

93 802,00 

Benevolencija 

198 058,00 

Brücke (Kassel) 

1 027 781,25 

Brücke der Hoffnung 

1 197 610,13 

CARE Deutschland 

1 406 071,50 

Cap Anamur 

125 000,00 

Christliches Hilfswerk e. V. TABEA 

181 700,00 

Deutscher Caritas verband (DCV) 

1 372 186,00 

Deutsches Rotes Kreuz (DRK) 

10 610 402,82 

Deutsches Diakonisches Werk (DDW) 

766 742,67 

Deutsche Welthungerhilfe (DWHH) 

2 976 427,06 

Deutsch-Bosnische Gesellschaft für Frieden 

und Verständigung in Bosnien und Herzegowina 

30 000,00 

Deutscher Nothilfedienst (Leipzig) 

75 000,00 

Flüchtlingshilfe Langen 

61 433,00 

Freunde Georgiens in Deutschland 

33 600,00 

Freundschaftsbrücke 

128 669,02 

Friedensdorf International Oberhausen 

45 000,00 

Gemeinschaftsinitiative Bosnien 

90 700,00 

Gesellschaft für Frieden und Hilfe 
in Bosnien und Herzegowina 

90 900,00 

HELP 

1 253 440,00 

Hessisch- Slowenische Gesellschaft 

64 858,00 

Hilfe für Kinder in Not 

753 444,00 

Humedica 

113 736,00 

Johanniter-Unfallhilfe (JUH) 

930 269,52 

Karl-Kübel-Stiftung für Kind und Familie 

32 300,00 

Lazarus Hilfswerk (LHW) 

695 350,00 

Malteser Hilfsdienst (MHD) 

629 090,20 

Merhamet Deutschland 

69 960,00 

Medica mondiale 

311 863,44 

Menschen in Not 

101 127,00 

MSF Deutschland 

100 000,00 

ORA e. V. Deutscher Hilfsfonds 

146 222,79 

Stiftung Kinder in Afrika 

270 046,63 

Terra Tech 

120 348,85 

Verein für medizinisch-technische Hilfe (VMTH) 

209 900,00 

Voluntary Relief Doctors (VRD) 

918 022,00 

Wir für Ruanda 

84 260,00 

World Vision 

305 600,00 

weitere etwa 120 Hilfsinitiativen erhielten 
Transportkostenzuschüsse 

492 664,50 


Die übrigen Mittel verteilen sich auf Eigenmaßnahmen des Auswärtigen 
Amts bzw. der deutschen Botschaften, Projekte des deutschen IDNDR- 
Komitees, des THW und der GTZ sowie alif Maßnahmen internationaler 
Organisationen (IKRK, UNHCR, UNICEF u.a.) 
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6. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 


(SPD) 


Welche Summe ergeben die auf verschiedene 
Titel verteilten Haushaltsansätze für humanitäre 
Hilfe im Bundeshaushalt 1997 insgesamt, und wie 
verhalten sich diese Ansätze zu den Haushalts- 
ansätzen von 1995 und 1996? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 20. Februar 1997 


In allen drei Jahren waren Mittel für humanitäre Hilfe lediglich in dem 
beim Auswärtigen Amt eingestellten Haushaltstitel 68612 für „Humani- 
täre Hilfsmaßnahmen im Ausland außerhalb, der Entwicklungshilfe" 
bereitgestellt. Im einzelnen handelte es sich um: 

1995: 76,5 Mio. DM (plus 10 Mio. DM ÜPL) Ist- Ausgabe: 86,50 Mio. DM 
1996: 80,0 Mio. DM (Mittel nicht ausgeschöpft) Ist- Ausgabe: 72,67 Mio. DM 
1997: 65,0 Mio. DM 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


7. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Krankentage hatten die Mitglieder der 
Bundesregierung im Jahr 1996 durchschnittlich, 
und beabsichtigt der Bundeskanzler Maßnahmen 
analog derjenigen, die der Bundesminister des 
Innern für Beamte des Bundes angekündigt hat, 
um den Krankenstand der Regierungsmitglieder 
zu senken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1997 


Ich verweise auf meine Antwort vom 4. Februar 1997 zu Frage 9 in Druck- 
sache 13/6910. 


8. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat der Bundesminister des Innern meine 
Frage 9 in Drucksache 13/6910 in der Sache nicht 
beantwortet, und warum hat er statt dessen eine 
Antwort auf eine nicht gestellte Frage gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1997 

Ihre Unterstellungen treffen nicht zu, weil es aus den in meiner Antwort 
dargelegten Gründen nicht zu einer gesetzlichen Regelung gekommen 
ist, die Anlaß gegeben hätte, Aufzeichnungen zu den von Ihnen erfragten 
Umständen zu fertigen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten und ca. wie viele sind in den Jah- 
ren 1990 und folgende im sozialen Bereich vom 
Bund auf die Kommunen verlagert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 21. Februar 1997 


Nach Auskunft der Fachressorts kann nicht eingeschätzt werden, in wel- 
chem Umfang die Kommunen durch gesetzgeberische Maßnahmen des 
Bundes im sozialen Bereich zusätzlich belastet werden. Statistische Daten 
hierzu liegen nicht vor. 

Verschiedene bundespolitische Maßnahmen haben zwar mittelbar finan- 
zielle Auswirkungen auf die kommunale Ebene. Dabei handelt es sich 
jedoch nicht nur um belastende, sondern auch um zahlreiche entlastende 
Maßnahmen. Die Bundesregierung hat insbesondere die den kommuna- 
len Sozialhaushalten vorgelagerten Sicherungssysteme massiv ausgebaut 
und dadurch die kommunalen Sozialhaushalte in großem Umfang ent- 
lastet. Zu nennen sind insbesondere die Pflegeversicherung, die Steuer- 
freistellung des Existenzminimums sowie die Verbesserung der Leistun- 
gen für Familien. Auch die Neufassung des Asylrechts mit der Folge dau- 
erhaft geringerer Asylbewerberzahlen sowie das Asylbewerberleistungs- 
gesetz entlasten Länder und Kommunen in Milliardenhöhe. 

Auch ein Vergleich finanzstatistischer Kennzahlen gibt keinen Hinweis 
auf einseitige Lastenverlagerungen des Bundes auf die kommunale 
Ebene. Zwar hat ein solcher Vergleich die Besonderheiten des kommuna- 
len Haushaltsrechts zu beachten. Dennoch muß zur Verdeutlichung der 
finanzpolitischen Herausforderungen, vor denen der Bund im Vergleich 
zur kommunalen Ebene steht, beispielhaft auf die Defizit- und Zinsaus- 
gabenquote verwiesen werden. Nach den Projektionen des Finanzpla- 
nungsrates wird die Defizitquote des Bundes 1997 12%, die der Kommu- 
nen in den neuen Ländern 4,5% und die der alten Länder 2% betragen. 
Noch ungünstiger stellt sich das Bild bei den Zinsausgaben dar. Die Zins- 
ausgabenquote wird 1997 für den Bund einschließlich der Zins- 
erstattungen bei 20% liegen, für die Kommunen in den alten Ländern bei 
5%, für die Kommunen in den neuen Ländern bei 3%. Zwar kann sich die 
kommunale Finanzsituation von Gemeinde zu Gemeinde stark unter- 
scheiden, doch können diese Kennzahlen vor dem Hintergrund der Erfor- 
dernis, die Finanzierungsdefizite aller Ebenen zu begrenzen, nicht außer 
acht gelassen werden. 

Diese Zahlen belegen, daß trotz gleichgerichteter Anstrengungen aller 
Ebenen zur Begrenzung des Ausgabenanstiegs es vor allem der Bund ist, 
dessen Defizitentwicklung durch zusätzlich zu schulternde Lasten 
bestimmt wird, insbesondere durch den erforderlichen Mitteltransfer für 
die neuen Länder und deren Kommunen. 

Die Bundesregierung verweist im übrigen auf ihre Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD zu den finanziellen Belastungen der 
Gemeinden mit Ausgaben für soziale Leistungen vom 4. Juli 1996 (Druck- 
sache 13/5223). 
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10. Abgeordneter 

Wolfgang 

Ute 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung nicht mehr 
beabsichtigt, bei dem Kabinettbeschluß über die 
Einkommensteuerreform auch über eine gesetz- 
liche Festlegung der Abbauschritte beim Solida- 
ritätszuschlag zu beschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 21. Februar 1997 


Der Solidaritätszuschlag soll zum 1. Januar 1998 um zwei Prozentpunkte 
von 7,5% auf 5,5% sinken. Ein vollständiger Wegfall des Solidaritäts- 
zuschlags zum 1. Januar 1999 gleichzeitig mit der vorgesehenen Nettoent- 
lastung von bis zu 30 Mrd. DM ist haushaltsmäßig nicht verkraftbar. Er soll 
aber so schnell wie möglich in Stufen zurückgeführt und schließlich ganz 
abgeschafft werden. 

Werden die Vorschläge der Steuerreform-Kommission konsequent umge- 
setzt, würde das Aufkommen des Solidaritätszuschlags als Folge der nie- 
drigeren Steuersätze bei der Einkommensteuer um rund 2 Mrd. DM 
sinken. Über eine gesetzliche Festlegung der Abbauschritte wird daher 
später entschieden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


11. Abgeordnete 
Franziska 
Eichstädt-Bohlig 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch war nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung die durchschnittliche jährliche Stei- 
gerung der Gewerbemieten für Büroraum im 
Zeitraum von 1980 bis 1990 und im Zeitraum von 
1991 bis 1996 im Bundesgebiet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Heinrich L. Kolb 
vom 25. Februar 1997 


Zahlenmaterial für den Bereich der „Gewerbemieten für Büroraum" wird 
von der amtlichen Statistik nicht erhoben und daher im Rahmen der Preis- 
statistik nicht nachgewiesen. 


12. Abgeordnete 

Franziska 
Eichstädt-B ohlig 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch waren im Vergleich dazu die Steige- 
rung der Lebensunterhaltungskosten (nach dem 
Preisindex des Statistischen Bundesamtes) und 
die durchschnittliche jährliche Inflationsrate in 
demselben Zeitraum? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 25. Februar 1997 

Die Entwicklung des Preisindexes für die Lebenshaltung für den Zeitraum 
1980 bis 1996 und die jährlichen Veränderungsraten sind aus nachfolgen- 
der Tabelle ersichtlich: 

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 


Jahr 

Deutschland 

früheres 

Bundesgebiet 

neue Länder 
und Berlin-Ost 

1991 = 

100 

Verän- 

derung 

zum 

Vorjahr 
in % 

1991 = 
100 

Verän- 

derung 

zum 

Vorjahr 

in% 

1991 = 
100 

Verän- 

derung 

zum 

Vorjahr 

in% 

1980 



74,6 

5,4 



1981 



79,3 

6,3 



1982 



83,5 

5,3 



1983 



86,3 

3,4 



1984 



88,3 

2,3 



1985 



90,2 

2,2 



1986 



90,0 

- 0,2 



1987 



90,3 

0,3 



1988 



91,4 

1,2 



1989 



94,0 

2,8 



1990 



96,5 

2,7 



1991 

100,0 


100,0 

3,6 

100,0 


1992 

105,1 

5,1 

104,0 

4,0 

113,5 

13,5 

1993 

109,8 

4,5 

107,7 

3,6 

125,4 

10,5 

1994 

112,8 

2,7 

110,6 

2,7 

130,0 

3,7 

1995 

114,8 

1,8 

112,5 

1,7 

132,7 

2,1 

1996 

116,5 

1,5 

114,1 

1,4 

135,6 

2,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt. 


13. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Kürzung der Mittel 
für die Vor-Ort-Energieberatung für berechtigt, 
wo doch ein großes wirtschaftliches Energie- 
sparpotential besteht, das nur durch eine fach- 
kundige unabhängige Beratung ohne Verkaufs- 
interesse ausgeschöpft werden kann und gerade 
bei Altbauten ein auf jedes Gebäude zugeschnit- 
tenes Konzept benötigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. Februar 1997 


Die Bundesregierung hält die Vor-Ort-Beratung, die durch unabhängige 
Ingenieure durchgeführt wird, für einen wichtigen Bestandteil der von ihr 
finanziell geförderten Maßnahmen zur Energieeinsparberatung. Der 
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Haushaltsansatz für die Förderung der Beratung privater Verbraucher 
sowie kleiner und mittlerer Unternehmen über Möglichkeiten der Ener- 
gieeinsparung wurde jedoch von 13,8 Mio. DM im Jahr 1996 auf 10 Mio. 
DM im Jahre 1997 reduziert. Im Rahmen der Bemühungen zur notwendi- 
gen Konsolidierung des Haushaltes sind auch in diesem Bereich Kürzun- 
gen vorgenommen worden. Da die aus diesem Titel geförderten Projekte 
(stationäre und mobile Beratung, Vor-Ort-Beratung, Beratung kleiner und 
mittlerer Unternehmen) aus energieeinsparpolitischer Sicht gleicher- 
maßen von Bedeutung sind, ist vorgesehen, die Kürzungen gegenüber 
dem Jahr 1996 - unter Berücksichtigung projektspezifischer Besonderhei- 
ten - gleichmäßig auf die Projekte zu verteilen. Insoweit sind auch bei der 
Vor-Ort-Beratung Mittelkürzungen unvermeidlich. 


14. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die durch die 
Sperrung der Mittel bis zum 30. Juni 1997 und die 
Entscheidung erst in der zweiten Jahreshälfte 
darüber, welche Mittel für die Energieberatung 
endgültig zur Verfügung stehen, entstehende 
Unsicherheit für die erfolgreiche Fortsetzung der 
Energieberatung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24, Februar 1997 


Das Bundesministerium für Wirtschaft und das Bundesministerium der 
Finanzen haben im Hinblick auf eine mögliche Ausgabensperre verein- 
bart, daß bis zur Jahresmitte 1997 zunächst nur Zuwendungen bis zur 
Höhe von 75% des jeweils für Neubewilligungen zur Verfügung stehen- 
den Haushaltsansatzes gewährt werden dürfen. In diesem Rahmen sind 
inzwischen für die Vor-Ort-Beratung Zuwendungsbescheide erteilt 
worden. 

Es bleibt abzuwarten, ob und in welcher Form es zu einer Ausgabensperre 
kommt. Hiervon ist abhängig, in welcher Höhe auch der restliche Titel- 
ansatz für die Förderung von Energieeinsparberatungen verfügbar ist und 
damit auch bei der Vor-Ort-Beratung weitere Zuwendungsbescheide 
erteilt werden können. 


15. Abgeordneter 

Roland 

Richter 

(CDU/CSU) 


Welche Regelungen haben indische Schmuck- 
hersteller nach Kenntnis der Bundesregierung 
beim Export nach Deutschland einzuhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. Februar 1997 


Schmuckwaren aus Indien der Position 7113 können im Rahmen des 
Allgemeinen Präferenzsystems der Europäischen Union für Entwick- 
lungsländer zollfrei und ohne mengenmäßige Beschränkungen in die 
Europäische Union eingeführt werden. 

Voraussetzung für die zollfreie Einfuhrabfertigung ist die Vorlage eines 
Ursprungszeugnisses nach dem Formblatt A. 
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16. Abgeordneter 

Roland 

Richter 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung im Rahmen ihrer bilateralen und multi- 
lateralen Kontakte ergriffen, um eine Liberalisie- 
rung der indischen Handelspolitik im Schmuck- 
bereich zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 26. Februar 1997 


Die Bundesregierung hat in ihren bilateralen Konsultationen mit Indien 
stets deutlich herausgestellt, daß die kontinuierliche Entwicklung des 
indischen Inlandsmarktes eng mit der notwendigen Liberalisierung der 
Handelspolitik Indiens verknüpft sein sollte. 

In diesem Zusammenhang wurde vor allem eine deutliche Reduzierung 
der indischen Hochzölle sowie die Liberalisierung des praktizierten 
Lizenzverfahrens für Konsumgüter, die von allgemeinem deutschen Ex- 
portinteresse sind, angesprochen. 

Die Bundesregierung wird diese Bemühungen bei ihren bilateralen 
Gesprächen mit der indischen Regierung fortsetzen und auch auf der 
nächsten Gemischten Wirtschaftskommission Deutschland-Indien erneut 
eine Liberalisierung der indischen Einfuhrregelungen für Konsumgüter 
fordern. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung auch im multilateralen Rahmen 
bemüht, Indien zu einer Öffnung seiner Märkte zu veranlassen. Jedoch 
kann Indien, wie zuletzt im Zahlungsbilanzausschuß der WTO am 20./21. 
Januar 1997, auf die Unterstützung seiner Position durch eine Reihe von 
Entwicklungsländern zählen. Daher konnte Indien auch nicht zur Vorlage 
eines konkreten Maßnahmenkatalogs zum Abbau seiner Importbeschrän- 
kungen verpflichtet werden. 


17. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(Oldenburg) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung bis heute entge- 
gen der Aufforderung im Ausschuß für die Ange- 
legenheiten der Europäischen Union des Deut- 
schen Bundestages, keinen vollständigen Bericht 
über den Stand der Umsetzung von EG-Richt- 
linien vorgelegt, und wann wird sie eine aktuelle 
Darstellung des jeweiligen aktuellen Verhand- 
lungsstandes über alle Richtlinien mit der Kom- 
mission sowie über die einschlägigen Urteile des 
Europäischen Gerichtshofes vorlegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 26. Februar 1997 


Die Bundesregierung hat dem Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union des Deutschen Bundestages am 31. Dezember 1996 
einen Bericht über den Stand der Umsetzung von EG-Richtlinien übermit- 
telt. Der Bericht enthält eine Aufstellung aller nicht fristgerecht durch den 
Bund umgesetzten Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft. Der Aus- 
schuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union des Deutschen 
Bundestages wird diesen Bericht voraussichtlich in seiner Sitzung am 
12. März 1997 behandeln. 
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Darüber hinaus wird der genannte Ausschuß seit 1. September 1996 über 
alle neu umzusetzenden EG-Richtlinien informiert. Ferner ist der Aus- 
schuß zu unterrichten, wenn die in einer EG-Richtlinie vorgegebene 
Umsetzungsfrist um mehr als sechs Monate überschritten wird. Dabei sind 
auch die Gründe der Verzögerung anzugehen. 

Soweit Ihre Frage die einschlägigen Urteile des Europäischen Gerichts- 
hofes betrifft, weise ich auf folgendes hin: 

Die Bundesregierung legt jährlich einen Bericht über die Integration der 
Bundesrepublik Deutschland in die Europäische Union vor. Im Anhang zu 
diesem Bericht werden u. a. sämtliche Vertragsverletzungsklagen gegen 
die Bundesrepublik Deutschland aufgeführt. Hierbei wird unterschieden 
zwischen den bereits anhängigen Klagen, den neuen Klagen und den im 
Berichtszeitraum entschiedenen Klagen. Die Urteile, die die Nichtumset- 
zung von Richtlinien betreffen, werden in der Rubrik „Im Berichtszeitraum 
entschiedene Klagen" auf geführt. Der Integrationsbericht für 1996 wird 
dem Deutschen Bundestag Ende März 1997 zugeleitet. Der Integrations- 
bericht für 1995 ist veröffentlicht in Drucksache 13/4176 vom 21. März 
1996. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung 


18. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Modellversuche (betroffene Behörde, 
Zahl der Beteiligten, Dauer des Versuchs, Moda- 
litäten) gibt es in der Bundesregierung sowie in 
den nachgeordneten Behörden zur Einführung 
von Telearbeit, und welche Erkenntnisse über 
den Einsatz von Telearbeit im öffentlichen Dienst 
konnten in diesem Zusammenhang gewonnen 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. Februar 1997 


1. Folgende Bundesministerien führen Modellversuche zur Telearbeit 
durch: 

a) Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung gibt es seit dem 
1. August 1995 einen bis zum 30. Juni 1997 befristeten Modellver- 
such zu „Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf", 
der die Einrichtung von Telearbeitsplätzen vorsieht. Derzeit nehmen 
elf Beschäftigte am Modellversuch teil, darunter drei Referentin- 
nen/Referenten, zwei Sachbearbeiterinnen/Sachbearbeiter und 
sechs Schreibkräfte. Teilnahmevoraussetzung ist das Vorliegen 
familiärer Pflichten (Kinderbetreuung, Pflege). Die Mitarbeiter 
arbeiten teilweise in der Dienststelle und teilweise zu Hause. Das 
Beschäftigungsverhältnis bleibt in seiner bestehenden Form unbe- 
rührt. Einzelheiten sind in einer Dienstvereinbarung mit dem Per- 
sonalrat geregelt. 
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Die bisherigen Erfahrungen mit dem Modellversuch sind positiv. 
Telearbeit ist um so unproblematischer möglich, je qualifizierter und 
eigenständiger der Aufgabenbereich des Telearbeiters ist. Bei den 
Schreibkräften sind Präsenzzeiten zu Hause erforderlich, die in etwa 
den regulären Arbeitszeiten entsprechen. 

In der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin wird seit 
dem 1. Januar 1996 ebenfalls ein Modellversuch durchgeführt, der 
im Juni 1997 abgeschlossen wird. Insgesamt nehmen neun Beschäf- 
tigte am Modellversuch teil, davon fünf Angehörige des höheren, 
zwei des gehobenen und zwei des mittleren Dienstes. Ebenso wie im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung erbringen die Mit- 
arbeiter aufgrund familiärer Bedürfnisse einen Teil ihrer Arbeits- 
leistung zu Hause. Einzelheiten sind in einer Dienstvereinbarung mit 
dem Personalrat geregelt. Der Modellversuch wird wissenschaftlich 
begleitet und ausgewertet. Ergebnisse werden erst nach Abschluß 
des Modellversuchs vorliegen. Bisher erfolgten jedoch durchweg 
positive Rückmeldungen aus den betroffenen Organisationsein- 
heiten. 

b) Bundesministerium für Wirtschaft 

Im Rahmen des vom Bundesministerium für Wirtschaft durchgeführ- 
ten „Modellversuchs Teleheimarbeit" , der Ende 1996 begonnen hat, 
werden 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Effizienzpotentiale bei 
der Erledigung der Facharbeit im Bundesministerium für Wirtschaft 
ermitteln und erproben. 

Der Versuch ist zunächst bis zum 30. Juni 1998 befristet. Die Verweil- 
dauer für die/den einzelne/n Teilnehmerin/Teilnehmer beträgt 
grundsätzlich ein Jahr. 

Erkenntnisse konnten im Hinblick auf die kurze Dauer des Projektes 
noch nicht gewonnen werden. 

c) Bundesministerium des Innern 

Für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern hat 
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik im Septem- 
ber 1996 das Projekt alternierende „Telearbeit" ins Leben gerufen, 
an dem derzeit fünf Mitarbeiterinnen teilnehmen. Dabei werden 
Arbeitsleistungen, die normalerweise am Arbeitsplatz unmittelbar in 
der Dienststelle zu erbringen wären, nun mit Hilfe eines EDV- 
Anschlusses von zu Hause aus erledigt. 

Ziel des Projektes „Telearbeit" ist neben der Feststellung u. a. der 
Sozialverträglichkeit und der Kostenfolgen der Telearbeit vor allem 
das Aufzeigen sicherheitlicher Bedrohungen und Gefährdungen. 

Im Vergleich zu verschiedenen Vorhaben, die in den Bereichen von 
Wirtschaft und Verwaltung bereits praktiziert werden, zeichnet sich 
das Projekt im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 
dadurch aus, daß insbesondere auch die Überprüfungen der sicher- 
heitlichen Aspekte der eingesetzten Informationstechnik betrachtet 
werden sollen. Gerade das Bundesamt für Sicherheit in der Informa- 
tionstechnik (BSI) ist als Sicherheitsbehörde und zugleich Fach- 
behörde für den Bereich der Informationssicherheit aufgrund seines 
Sachverstandes prädestiniert, mögliche Angriffsmethoden und 
Sicherheitsdefizite aufzudecken und daraus Sicherheitsmechanis- 
men zu deren Abwehr zu entwickeln. Dadurch soll anderen Behör- 
den und auch der Privatwirtschaft der Einstieg in die sichere Tele- 
arbeit erleichtert werden. Nach Ablauf des Projektes, das zunächst 
auf ein Jahr befristet ist, wird das BSI seine in dem Projekt gewonne- 
nen Erfahrungen als einen Sicherheitsleitfaden zur Telearbeit ver- 
öffentlichen. 
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d) Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie 

Am 1. Juli 1996 wurde im Bundesministerium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie das Modellprojekt „Telearbeit" 
gestartet. Nach Abschluß der technischen Einführungsphase haben 
seit Anfang September 19 Beschäftigte die alternierende Telearbeit 
aufgenommen. Die an dem für zwölf Monate geplanten Modellver- 
such Beteiligten sind in verschiedenen Aufgaben- und Funktions- 
bereichen tätig. Es nehmen an dem Modellprojekt teil: Referatsleite- 
rinnen/Referatsleiter , Referentinnen/Referenten, Sachbe arbeiterin- 
nen/Sachbearbeiter, Schreibkräfte, Teilzeitbeschäftigte und zusätz- 
lich ein komplettes Referat. 

Die Auswahl der Teilnehmerinnen/Teilnehmer erfolgte unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Tätigkeitsprofile; die Betei- 
ligung während des Projekts ist freiwillig. Die Teilnehmerin- 
nen/Teilnehmer arbeiten in der Regel und in organisatorischer 
Abstimmung innerhalb des Referates an zwei Werktagen am Tele- 
arbeitsplatz zu Hause, an drei Werktagen im Dienstgebäude. Die 
personal- und haftungsrechtlichenFragen sind im Rahmen einer 
Vereinbarung, die mit den am Projekt Beteiligten unter Zustimmung 
des Personalrates abgeschlossen wurde, geregelt. 

Der Modellversuch wird wissenschaftlich begleitet und unter 
betriebsorganisatorischen, technischen und ökonomischen Ge- 
sichtspunkten ausgewertet. 

Eine abschließende Bewertung wird im Sommer 1997 erfolgen. Erst 
zu diesem Zeitpunkt können belastbare Aussagen über die Einsatz- 
möglichkeiten von Telearbeit im Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie getroffen werden. 

2. Außerhalb von Modellversuchen bestehen bei folgenden Bundesmini- 
sterien Telearbeitsplätze: 

a) Auswärtiges Amt 

Das Auswärtige Amt hat vor kurzem einen „Telearbeitsplatz" als 
Pilotprojekt eingerichtet. 

b) Bundesministerium für Post und Telekommunikation 

Für eine schwerstbehinderte Angestellte wurde von der Hauptfür- 
sorgestelle auf unbegrenzte Zeit ein sogenannter Telearbeitsplatz in 
der Wohnung der Angestellten eingerichtet. Die Zulieferung und 
das Abholen der Arbeitsaufträge erfolgt z. Z. noch über Boten. Es ist 
jedoch geplant, den PC über ISDN mit dem Bundesministerium für 
Post und Telekommunikation zu verknüpfen, so daß künftig ein Teil 
der Arbeiten der betrpffenen Dienststellen über X-400 (e-mail) zuge- 
sandt werden kann. 


3. Folgende Bundesministerien beabsichtigen die Einrichtung von Tele- 
arbeitsplätzen: 

a) Auswärtiges Amt 

Das Auswärtige Amt beabsichtigt nach seinen bisherigen guten 
Erfahrungen mit dem ersten „Telearbeitsplatz", voraus sichthch ab 
Sommer 1997 einen zunächst auf zwei Jahre angelegten Modellver- 
such mit zehn Arbeitsplätzen zu starten. Ziel dieses Modellversuchs 
ist es dann, Bediensteten mit Familienpflichten bei Bedarf Alternati- 
ven zur Teilzeitbeschäftigung im Büro anzubieten. 
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b) Bundesministerium der Finanzen 

Das Bundesministerium der Finanzen beabsichtigt im Rahmen eines 
Pilotprojekts, Telearbeitsplätze einzurichten und in der Praxis zu 
erproben. Konzeptionelle Vorüberlegungen hierzu werden z. Z. 
angestellt. 

c) Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Das Presse- und Informations amt der Bundesregierung plant ein ein- 
jähriges Pilotprojekt im Sinne der o. g. Anfrage noch in diesem Jahr; 
aufgrund des derzeitigen Projektstatus ist es z. Z. jedoch noch nicht 
möglich, weitergehende Angaben zu machen. 

d) Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
prüft derzeit die Möglichkeit, in seinem Geschäftsbereich einen 
Modellversuch durchzuführen. Eine diesbezügliche Entscheidung 
wird voraussichtlich im Laufe dieses Jahres getroffen werden 
können. 


19. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise fördert die Bundesregierung die 
Diffusion von Telearbeit in kleinen und mittleren 
Unternehmen, und welche Planungen hat das 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie mit der Maßnahme 
„Telearbeit für den Mittelstand" ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. Februar 1997 


Die Bundesregierung fördert die Diffusion von Telearbeit in kleinen und 
mittleren Unternehmen zum einen durch die Veröffentlichung von spe- 
ziellen Informationen (u. a. durch die Broschüren „Telearbeit — Chancen 
für neue Arbeitsformen, mehr Beschäftigung, flexible Arbeitszeiten" 
sowie „Telearbeit - gesund gestalten"). Darüber hinaus verbreitet das 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie Forschungsergebnisse aus dem Förderbereich „Telekooperation/ 
Mehrwertdienste". Weiterhin hat das Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie einen elektronischen Leitfaden 
in das Internet gestellt {http://www.iid.de), in dem wichtige Fragen zur 
Anwendung von Telearbeit beantwortet werden. Forschungsvorhaben 
wurden im Bereich Telekooperation bislang mit Forschungsinstituten und 
größeren Unternehmen realisiert (Beispiel: Projekt „Polikom" , bei dem die 
Entwicklung von Telekooperation in der öffentlichen Verwaltung im Vor- 
dergrund steht). Gegenwärtig wird das Programm „Telearbeit für den Mit- 
telstand" vorbereitet, das nach Abschluß der notwendigen Fachge- 
spräche in nächster Zeit der Öffentlichkeit bekanntgegeben werden soll. 


20. Abgeordneter 

Kurt 

Neumann 

(Berlin) 

{fraktionslos) 


In welchem Umfang sind nach Kenntnis der Bun- 
desregierung - nach Größe der Unternehmen 
aufgegliedert - seit Geltung des neuen Laden- 
schlußgesetzes die Öffnungszeiten der Einzel- 
handelsunternehmen erweitert worden, und 
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inwieweit sind zusätzliche sozialversicherungs- 
pflichtige und sozialversicherungsfreie Beschäfti- 
gungsverhältnisse geschaffen worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Februar 1997 


Die Bundesregierung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in der Lage, 
detaillierte Fragen zu den Auswirkungen des neuen Ladenschlußgesetzes 
zu beantworten. 

In Anbetracht der Kürze der Zeit, die seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
(1. November 1996) verstrichen ist, liegt der Bundesregierung noch kein 
verwertbares Statistikmaterial vor, das über die Auswirkungen des neuen 
Ladenschlußgesetzes im einzelnen Aufschluß geben könnte. Die Bundes- 
regierung hat zwar die bislang zur Thematik veröffentlichten Pressemit- 
teilungen mit Interesse zur Kenntnis genommen; derartige Veröffent- 
lichungen kommen jedoch naturgemäß für eine detaillierte Auswertung 
der Auswirkungen des neuen Ladenschlußgesetzes nicht in Betracht. 


21. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Steht nach Auffassung der Bundesregierung die 
Eigentumsgarantie des Artikels 14 des Grundge- 
setzes der von der Regierungskommission „Fort- 
entwicklung der Rentenversicherung" vorge- 
schlagenen Absenkung des Rentenniveaus bis 
zum Jahr 2030 von heute 70% auf 64% des Net- 
toeinkommens entgegen, und würde die Absen- 
kung deshalb ein verfassungsrechtlich unzulässi- 
ger Eingriff des Gesetzgebers in die in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung durch Beitragszah- 
lungen erworbenen Ansprüche und Anwaltschaf- 
ten sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 25. Februar 1997 


Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind Renten 
und Rentenanwartschaften nach Artikel 14 Abs. 1 des Grundgesetzes 
geschützt; Inhalt und Schranken des Eigentums werden durch die Ge- 
setze bestimmt. Dieser Schutz hat sich an den Besonderheiten der umlage- 
finanzierten Rentenversicherung zu orientieren, die auf den Grundsätzen 
des Generationenvertrages und des sozialen Ausgleichs beruht. 

So hat das Bundesverfassungsgericht insbesondere Eingriffe zur Erhal- 
tung oder Verbesserung der Funktions- und Leistungsfähigkeit des 
Systems der gesetzlichen Rentenversicherung im Interesse aller sowie die 
Anpassung an veränderte wirtschaftliche Bedingungen als verfassungs- 
konform anerkannt; der Eingriff muß dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit entsprechen. Eine bestimmte Rentenberechnung oder Lei- 
stungshöhe ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nicht garantiert. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


22. Abgeordneter 
Uwe 
Göllner 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung den Aufruf an die 
Arbeitgeber, Auszubildenden nach ihrer Ausbil- 
dungszeit wenigstens für sechs Monate einen 
befristeten Arbeitsvertrag zu geben, um ihnen 
den Start ins Arbeitsleben zu erleichtern, nach 
wie vor für sachgerecht, und wie beurteilt sie 
dann den Umstand, daß männliche Auszubil- 
dende, die einen solchen befristeten Arbeitsver- 
trag erhalten haben, von den zuständigen Kreis- 
wehrersatzämtern grundsätzlich auch während 
der Laufzeit des Vertrages zum Wehrdienst ein- 
berufen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 25. Februar 1997 

Die Einberufung zum Grundwehrdienst nach Abschluß einer durch die 
Zurückstellungsbestimmungen im Wehrpflichtgesetz geschützten - ohne 
Hochschul- oder Fachhochschulreife begonnenen - Ausbildung ent- 
spricht dem Willen des Gesetzgebers. Eine weitere - formelle - Zurück- 
stellung vom Wehrdienst nach der Ausbildung ist deshalb nicht möglich. 
Gleichwohl kommt die Bundesregierung den Wehrpflichtigen mit Zeit- 
arbeitsverträgen zur Beschäftigungssicherung entgegen, wenn sie sich 
rechtzeitig um einen Aufschub ihrer Einberufung bemühen. 

Regelungen, die diese wehrpflichtigen Jugendlichen begünstigen und 
ihnen einen entsprechend langen Aufschub des Wehrdienstes gewähren, 
gibt es bereits seit Februar 1996; sie galten zunächst nur für tarifver- 
traglich vorgesehene Arbeitsverträge mi,t einer Dauer von sechs Monaten. 

Seit Beginn der Einberufungs Vorbereitungen für den Mai-Termin 1997 
gelten jedoch weitergehende Regelungen. Die bisherige Bindung an 
höchstens sechs Monate dauernde Zeitarbeitsverhältnisse ist auf bis zu 
zwölf Monate befristete Arbeitsverhältnisse ausgedehnt worden. Voraus- 
setzung bleibt allerdings, daß das Arbeitsverhältnis unmittelbar an die 
berufliche Ausbildung anschließt und dort absolviert wird, wo der Wehr- 
pflichtige auch ausgebildet wurde, und daß genügend andere Wehrpflich- 
tige mit ausreichender Eignung zur Verfügung stehen. Ob sich an eine 
berufliche Ausbildung ein Zeitarbeitsverhältnis zur Beschäftigungssiche- 
rung anschließt, können die Wehrersatzbehörden nur durch Mitteilungen 
der Wehrpflichtigen oder ihrer Betriebe erfahren. 

Wehrpflichtige mit Hochschul- oder Fachhochschulreife sind wegen ihres 
nach einer zusätzlichen beruflichen Ausbildung fortgeschrittenen 
Lebensalters ausgenommen. Für Abiturienten und Fachoberschulabsol- 
venten gilt im übrigen grundsätzlich, daß der Grundwehrdienst vor der 
weiteren Ausbildung (Berufsausbildung oder Studium) zu leisten ist. 


23. Abgeordneter 

Uwe 

Göllner 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
selbst bei Einlegung eines Widerspruches mit 
Hinweis auf die Folgen für eine Unterbrechung 
eines solchen Arbeitsverhältnisses, auf der Ein- 
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Berufung bestanden wird, und ist die Bundes- 
regierung vor diesem Hintergrund bereit, eine 
generelle Weisung an die Kreiswehrersatzämter 
zu erlassen, nach der bei Vorliegen eines befriste- 
ten Arb eits Verhältnissen nach Ausbildung eine 
Rückstellung grundsätzlich genehmigt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 25. Februar 1997 

Nach den bestehenden Regelungen muß der Antrag auf Aufschub des 
Wehrdienstes für ein Zeitarbeitsverhältnis zur Beschäftigungssicherung 
frühzeitig beim Kreiswehrersatzamt eingehen. Jeder für eine Ausbildung 
vom Wehrdienst zurückgestellte Wehrpflichtige muß von seiner Heranzie- 
hung zum Wehrdienst nach Ablauf der Zurückstellung (Abschluß der Aus- 
bildung) ausgehen. Will er einen weiteren Aufschub des Wehrdienstes 
erreichen, muß er den Antrag stellen, bevor ihn das Kreiswehrersatzamt 
für eine Einberufung konkret vorgesehen und entsprechend benachrich- 
tigt hat. Die Wehrpflichtigen können auch durch ihren Ausbildungs- 
betrieb benannt werden. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund, die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände sowie der Deutsche Industrie- und Handelstag, 
ferner der Zentralverband des Deutschen Handwerks sind über die 
aktuellen Regelungen informiert worden. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß diese Organisation ihre Mitglieder entsprechend unter- 
richtet haben. Außerdem erhalten alle Wehrpflichtigen bei ihrer Muste- 
rung das als Anlage beigefügte Merkblatt. * ) 

Einem Wehrpflichtigen, der wartet, bis er den Einberufungsbescheid 
erhalten hat, und seine Interessen deshalb erst durch Einlegung eines 
Widerspruchs artikulieren kann, können die Wehrersatzbehörden auf- 
grund der Rechtslage nicht mehr helfen. Der für eine positive Entschei- 
dung erforderliche Ermessungsspielraum besteht ab der Anhörung/Vor- 
benachrichtigung des Ersatzes für Ausfälle nicht mehr. Deshalb muß sein 
Widerspruch als unbegründet zurückgewiesen werden. Unzumutbare 
Nachteile können diesen Wehrpflichtigen aufgrund der Bestimmungen 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes (allgemeines Nachteilsverbot) und des 
Arbeitsförderungsgesetzes (Arbeitslosengeld) nicht entstehen. 

Eine Weisung, die die Wehrersatzbehörden verpflichten würde, Wehr- 
pflichtigen mit Zeitarbeitsverträgen zur Beschäftigungssicherung gene- 
rell einen Aufschub des Grundwehrdienstes zu gewähren, wäre bereits 
aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Sie würde den Kreiswehrersatz- 
ämtern außerdem die Planungssicherheit nehmen, die notwendig ist, um 
den Bedarf der Streitkräfte an Grundwehrdienstleistenden auch in der 
Zukunft vollständig zu decken. 

Ungeachtet der getroffenen Regelungen ist die Bundesregierung weiter- 
hin der Auffassung, daß Zeitarbeitsverhältnisse zum Erwerb erster 
Berufspraxis nach dem Wehrdienst den wohlverstandenen Interessen der 
Jugendlichen eher entsprächen und somit die bessere Lösung dargestellt 
hätten. Denn nach wie vor ist der bereits abgeleistete Wehrdienst häufig 
von ausschlaggebender Bedeutung, wenn ein Jugendlicher sich um einen 
Arbeitsplatz bewirbt. Bei den Arbeitgebern und den Gewerkschaften fand 
dieser Vorschlag jedoch keine Unterstützung. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 


16 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7116 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


24. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Welche der in Artikel 3 Abs. 2 sowie Artikel 4 der 
VN-Kinderkonvention geforderten „geeigneten 
Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen" 
zum Wohle des Kindes hat die Bundesregierung 
zur Umsetzung dieses Vertragswerkes getroffen, 
und welche wird sie treffen? 


25. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Welche Implikationen hat die in Artikel 4 der 
VN-Kinderkonvention kodifizierte Verpflich- 
tung, derartige Maßnahmen „unter Ausschöp- 
fung" der „verfügbaren Mittel" der Vertragsstaa- 
ten zu treffen, für das gesamte deutsche Haus- 
haltsrecht sowie die haushaltspolitischen 
Schwerpunktsetzungen der Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 25. Februar 1997 

Die Bundesregierung hat bereits bei verschiedenen Gelegenheiten darauf 
hingewiesen, daß das innerstaatliche Recht im Einklang mit dem Überein- 
kommen steht und das Übereinkommen keine individuellen Ansprüche, 
sondern nur völkerrechtliche Staatenverpflichtungen begründet; sie hat 
zugleich darauf hingewiesen, daß das Übereinkommen einen Impuls für 
innerstaatliche Reformen setzt, und die Zielsetzungen von Artikel 3 
Abs. 2 und Artikel 4 zugunsten der Kinder in ihre rechts- und sozialpoliti- 
schen Initiativen umfassend einbezogen. 

Als Beispiele hierfür seien an dieser Stelle nur der gegenwärtig dem Deut- 
schen Bundestag zur Beratung vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform des Kindschaftsrechts und der 1996 und 1997 in zwei Stufen mit 
einem zusätzlichen finanziellen Aufwand von 7 bzw. 4 Mrd. DM - insge- 
samt also 1 1 Mrd. DM - reformierte Familienleistungsausgleich erwähnt. 
Der frühere Bundesjugendplan wurde zu einem Kinder- und Jugendplan 
fortentwickelt; dessen kinderpolitische Teilprogramme wurden dement- 
sprechend erheblich stärker akzentuiert. 

Im übrigen hat die Bundesregierung über ihre Initiativen in den vergange- 
nen Jahren verschiedentlich berichtet, so in dem Bericht der Bundesregie- 
rung über Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes für die Bundesrepublik 
Deutschland (Drucksache 12/4168) und in dem Staatenbericht der Bun- 
desrepublik Deutschland an die Vereinten Nationen gemäß Artikel 44 
Abs. 1 Buchstabe a des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 
(VN-Drucksache: CRC/C/11 Add, 5); auf diese Berichte wird ergänzend 
verwiesen. 


26. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

' (SPD) 


Welche Mittel sind seitens der Bundesregierung 
seit der Ratifizierung der VN-Kinderkonvention 
für welche daraus resultierenden Aufgaben auf- 
gebracht worden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 25. Februar 1997 


Eine exakte Quantifizierung kann angesichts der umfassenden Einbezie- 
hung der Belange der Kinder in die Rechts- und Sozialpolitik nicht kurz- 
fristig erfolgen. Die Bundesregierung wird sich hierzu im Rahmen ihrer 
Stellungnahme zu dem für Ende 1997 vorgesehenen, als Kinderbericht 
angelegten 10. Jugendbericht äußern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


27. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, durch den Einsatz moderner Informations- 
und Kommunikationstechnologien in der Sucht- 
therapie und Drogenberatung zu einem effizien- 
teren Einsatz der Geldmittel zu kommen, und 
welche Ansätze sind der Bundesregierung in 
dieser Hinsicht bereits bekannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Februar 1997 


Suchttherapie und Drogenberatung sowie die Verwaltung der hierzu 
benötigten Haushaltsmittel liegen in der Zuständigkeit der örtlichen Trä- 
ger, Kommunen bzw. der Länder. 

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat in den letzten 15 Jah- 
ren durch die finanzielle Förderung sowohl von bundesweiten Dokumen- 
tationssystemen als auch vieler Modelle Datengrundlagen aufbereitet, die 
die Möglichkeit zur Umsetzung neuer Konzepte und Qualifizierungsmaß- 
nahmen sowie zur Verbesserung von Betreuungs- und Rehabilitationsan- 
geboten eröffnen. Inzwischen haben auch einige Bundesländer (z. B. 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Hamburg) Programmsysteme 
eingeführt oder in Vorbereitung, um die Effizienz der Suchthilfe zu erhö- 
hen und die Vernetzung der Angebote zu beschleunigen. 


28. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zu einer Vernetzung der datengestützten 
Kommunikation zwischen den Beratungs- und 
Therapiestellen und den Sozialversicherungsträ- 
gern beizutragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Februar 1997 


Es handelt sich um eine Aufgabe der Träger, Kommunen und Länder 
sowie der Sozialversicherungsträger. 
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Anonymisierte Daten der ambulanten und stationären Suchthilfe können 
derzeit über das einrichtungsbezogene Informationssystem EBIS und das 
stationäre Einrichtungssystem SEDOS vom Institut für Therapieforschung 
(IFT), München, angefordert werden. Dieses Informationssystem - das das 
BMG seit vielen Jahren fördert - soll noch in diesem Jahr um das bis jetzt 
noch nicht angeschlossene dezentrale Statistiksystem „DESTAS" erwei- 
tert werden. Diese Daten sollen zu einer bundesweiten Suchthilfestatistik 
mit einem einheitlichen Kerndatensatz verarbeitet werden und ab 1998 
ebenfalls beim IFT vorgehalten werden. Es wird angestrebt, daß sich die 
Sozialversicherungsträger diesem System anschließen, damit es zu einer 
einheitlichen Gesamtsuchthilfestatistik kommt. 

Darüber hinaus hat das BMG ein neues Modellprogramm mit der Bezeich- 
nung „Kooperationsmodell - Nachgehende Sozialarbeit" 1996 begonnen. 
Dieses Modellprogramm zielt auf die Gruppe der chronisch abhängigen 
Suchtkranken ab, deren Behandlung, Rehabilitation und gesellschaftliche 
Reintegration das Suchthilfesystem vor besondere Aufgaben stellen. In 
diesem Modell sollen durch eine „nachgehende Betreuung und ein 
zusätzliches regionales Vernetzungsangebot" die Betreuungs- und Reha- 
bilitationschancen verbessert werden. Die Vernetzung von verschiedenen 
Angeboten auf regionaler Ebene sowie die Dokumentation der Klientel 
wird hier sowohl qualitativ beschrieben als auch mit modernen Datentech- 
niken erfaßt und aufbereitet. 


29. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung über die Umsetzung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom September 1996 zur 
Senkung der Krankenversicherungsbeiträge um 
0,4% zum 1. Januar 1997 vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. Februar 1997 

Artikel 1 § 2 des Beitragsentlastungsgesetzes vom 1. November 1996 
(BGBl. I S. 1631) bestimmt, daß sich die Beitragssätze nach den §§ 241 bis 
243 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zum 1. Januar 1997 um 0,4 Bei- 
tragssatzpunkte vermindern; für Beitragssätze, die in Beitragsklassen 
festgesetzt werden, gilt diese Regelung entsprechend. 

Aus der Statistik der gesetzlichen Krankenversicherung geht hervor, daß 
zum Stichtag 1. Januar 1997 417 von 679 Krankenkassen (einschließlich 
Erstreckungskassen) ihren Beitragssatz um 0,4 Prozentpunkte gegenüber 
dem Stichtag 1. Dezember 1996 gesenkt haben. Beitragssatzsenkungen 
von mehr als 0,4 Prozentpunkten gibt es bei sieben und von weniger als 
0,4 Prozentpunkten bei sechs Krankenkassen. 176 Krankenkassen weisen 
zum 1. Januar 1997 den gleichen Beitragssatz aus wie zum 1. Dezember 
1996. 76 Krankenkassen weisen zum 1. Januar 1997 einen höheren Bei- 
tragssatz als zum 1. Dezember 1996 aus. Damit haben 258 Krankenkassen 
mit Inkrafttreten des Beitragsentlastungsgesetzes die Beitragssatz- 
senkung um 0,4 Prozentpunkte z. T. oder vollständig durch Beitragssatz- 
anhebungen kompensiert. 


30. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es unter Standes- oder 
wettbewerbsrechtlichen oder anderen Gesichts- 
punkten für bedenklich, daß Fachärzte, insbeson- 
dere Orthopäden, die in wachsender Zahl Gesell- 
schafter von Reha-Zentren sind, ihrem Reha- 
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Zentrum die Patienten und Patientinnen, die sie 
als Ärzte behandelt haben, zur Massage oder 
Krankengymnastik zuführen, und was gedenkt 
sie ggf. dagegen zu tun? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. Februar 1997 

Standesrechtlich ist die in Ihrer Frage angesprochene Verhaltensweise 
bestimmter Fachärzte in erster Linie nach der 1996 (im Deutschen Ärzte- 
blatt vom 16. Februar 1996) neu bekanntgemachten Muster-Berufsord- 
nung für die deutschen Ärzte (MBO) bzw. der jeweiligen Kammerbezirks- 
berufsordnung als unmittelbar geltendem Berufsrecht zu beurteilen. Die 
Beurteilung, inwieweit sich ein Arzt im Rahmen seiner Berufsordnung hält 
oder gegen Berufspflichten verstößt, ist nach den Heilberufe- bzw. Kam- 
mergesetzen der Länder Aufgabe der für ihn zuständigen Ärztekammer, 
die ihrerseits der Rechtsaufsicht der obersten Landesgesundheitsbehörde 
unterliegt. Ich beschränke mich deshalb darauf, auf die nach meiner Auf- 
fassung einschlägigen Vorschriften der MBO insoweit zu verweisen. 

Der ärztliche Beruf ist seiner Natur nach ein freier Beruf und kein Gewerbe 
{§ 1 Abs. 1 MBO). Der Deutsche Ärztetag 1996 hat § 23 MBO, der Formen 
der gemeinsamen Berufsausübung unter Ärzten regelt, um die §§ 23 a und 
23 b ergänzt, in denen die kooperative Berufsausübung zwischen Ärzten 
und Angehörigen anderer Fachberufe ausführlich geregelt wird. Nach 
diesen Vorschriften kann ein Orthopäde - Sie nennen dieses Beispiel - 
eine sogenannte medizinische Kooperationsgemeinschaft etwa mit Ergo- 
therapeuten oder Physiotherapeuten eingehen. Voraussetzung ist u. a., 
daß dabei Arzt und Nichtarzt mit ihrer Verbindung einen gleichgerichte- 
ten oder integrierenden diagnostischen oder therapeutischen Zweck ver- 
folgen, auch auf dem Gebiet der Prävention oder der Rehabilitation. 

Der Arzt unterliegt bei seiner Kooperation einer Reihe von Einschränkun- 
gen: So darf er sich nur einer einzigen medizinischen kooperativen 
Gemeinschaft anschließen und nicht gegen das Verbot der Errichtung 
einer Zweitpraxis verstoßen. Wichtig ist, daß die Mitwirkung des Arztes 
einer medizinischen Kooperationsgemeinschaft der Genehmigung seiner 
Ärztekammer bedarf, welcher der entsprechende Vertrag vorzulegen ist. 

Außer als BGB-Gesellschaft ist die medizinische Kooperationsgemein- 
schaft nur in der Form einer Partnerschaftsgesellschaft nach dem Partner- 
schaftsgesellschaftsgesetz vom 25. Juli 1994 gestattet. 

Wenn solche Ärzte einem Rehabilitations-Zentrum, an dem sie beteiligt 
sind, eigene Patienten zur Krankengymnastik oder Massage zuweisen, 
dürfte dies nicht zu beanstanden sein, sofern die Verordnung jeweils im 
Einzelfall medizinisch indiziert ist und von dem Zentrum fachgerecht und 
wirtschaftlich erbracht wird. 


31. Abgeordneter 

Gerhard 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Welche weitergehenden - über die gemein- 
schaftsrechtlich oder innerstaatlich verwirklich- 
ten Rechtsakte hinaus - konkreten Verbote oder 
Gebote haben die Bundesregierung, das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie das Bundesministerium für 
Gesundheit seit dem 21. Juli 1988, in Ansehung 
des Besorgnispotentials der BSE-Krise, zum 
Schutz von Leben und Gesundheit der Bürger der 
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Bundesrepublik Deutschland gegenüber zustän- 
digen Stellen der Europäischen Union in Vor- 
schlag gebracht bzw. in Anwendung voii Schutz- 
klauseln oder der Artikel 36, 100a Abs. 4, Arti- 
kel 129a Abs. 3 des EG-Vertrages als „nationalen 
Alleingang" ernstlich in Erwägung gezogen? 


32. Abgeordneter Welche wesentlichen Regelungsinhalte hatten 

Gerhard diese Vorschläge bzw. Erwägungen? 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. Februar 1997 


Die Bundesregierung hat - wie kein anderer Mitgliedstaat der Europä- 
ischen Union - seit dem erstmaligen Auftreten der Kinderkrankheit BSE 
im Vereinigten Königreich beharrlich und mit Erfolg auf Schutzmaßnah- 
men innerhalb der Europäischen Union hingewirkt und im Vorgriff auf 
entsprechende Gemeinschaftsentscheidungen auch nationale Schutz- 
maßnahmen ergriffen. 

Die Bundesregierung hat sich dabei von Anfang an von folgenden Prinzi- 
pien leiten lassen: 

- Der Gesundheitsschutz hat absoluten Vorrang vor allen anderen (wirt- 
schaftlichen) Interessen. 

- Entscheidungen über Maßnahmen gegen die Kinderkrankheit BSE 
werden deshalb ausschließlich anhand von wissenschaftlichen Krite- 
rien getroffen. Die Bundesregierung hat stets alle Erkenntnisse, Hin- 
weise, Informationen, Verdachtsmomente u.ä. unverzüglich durch die 
unabhängigen wissenschaftlichen Institute ihres Geschäftsbereiches 
- wie dem Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher schütz und 
Veterinärmedizin und dem Robert Koch-Institut - sowie durch die wis- 
senschaftlichen Gremien der Europäischen Union prüfen und bewerten 
lassen und auf dieser Grundlage gemeinschaftsrechtliche Maßnahmen 
eingefordert bis hin zu der Entscheidung der Kommission vom 27. März 
1996 mit dem Exportverbot für Rinder und Rindererzeugnisse aus dem 
Vereinigten Königreich. 

- In einem Europa der offenen Grenzen kann der Gesundheitsschutz 
wirksam nicht durch „nationale Alleingänge", sondern nur durch 
gemeinschaftsrechtliche Regelungen gewährleistet werden. 

Mit Entscheidung 89/469/EWG vom 28. Juli 1989 hat die Kommission erst- 
mals das Verbringen bestimmter Rinder aus dem Vereinigten Königreich 
untersagt. Aufgrund der weiteren Entwicklungen hat die Bundesregie- 
rung ergänzende Schutzmaßnahmen für Fleisch für erforderlich gehalten 
und am 6. November 1989 - im damals noch zulässigen Rückgriff auf Arti- 
kel 36 des EG-Vertrages - die Bundesländer gebeten, die Möglichkeiten 
des Verbringens britischen Rindfleisches zu beschränken. Nachdem auch 
andere Mitgliedstaaten ähnliche Maßnahmen ergriffen hatten, sah sich 
die EG-Kommission veranlaßt, am 9. April 1990 die Versendung von 
Fleisch BSE-kranker Rinder und der möglicherweise erregerhaltigen 
„spezifizierten Rinderorgane" (SBO) wie Gehirn, Rückenmark oder den 
Magen- Darm-Trakt in andere Mitgliedstaaten zu verbieten, blieb dabei 
jedoch hinter den Empfehlungen des Wissenschaftlichen Veterinäraus-. 
Schusses zurück. 
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Die Bundesregierung hat daraufhin - wie u. a. Frankreich - eine Import- 
beschränkung für britisches Rindfleisch erlassen. Die Kommission hat auf- 
grund dieser Maßnahmen ihre Schutzmaßnahmen an die Empfehlung des 
Wissenschaftlichen Veterinärausschusses angepaßt. 


Neue Erkenntnisse führten Ende 1993 zu einer neuen Risikobewertung 
(Übertragbarkeit auf Katzen, Creutzfeldt-Jakob-Krankheit bei zwei briti- 
schen Landwirten mit BSE-Herden, Verdachtsmomente für eine mater- 
nale Übertragung). Die Bundesregierung hat diese Entwicklung ernst- 
genommen und im EG- Gesundheitsministerrat im Dezember 1993 ergän- 
zende Schutzmaßnahmen gefordert. Nachdem trotz zahlreicher bilatera- 
ler Gespräche keine Einigung erreicht werden konnte, hat die Bundes- 
regierung auf einer von ihr veranlaßten Sondersitzung der EG- Gesund- 
heitsminister am 30. März 1994 auf die Verabschiedung weiterer Schutz- 
maßnahmen gedrängt. Um dieser Forderung Nachdruck zu verleihen, hat 
der Bundesminister für Gesundheit dem Bundesrat eine auf das gemein- 
schaftsrechtliche Schutzklauselverfahren gestützte Verordnung über 
fleischhygienische Schutzmaßnahmen gegen die Bovine Spongiforme 
Enzephalopathie zugeleitet, der der Bundesrat am 8. Juli 1994 zugestimmt 
hat. Sie wurde jedoch nicht verkündet, da nach intensiver Vorbereitung 
während der deutschen Ratspräsidentschaft die Kommission schließlich 
weitergehende Importbeschränkungen erließ (Entscheidung 94/474/ 
EWG vom 18. Juli 1994). 


Am 20. März 1996 wurde in Großbritannien ein neues Krankheitsbild der 
Creutzfeldt-Jakob-Krankheit bei jüngeren Personen bekannt. Die briti- 
schen Behörden haben daraufhin aufgrund der Abwesenheit jeglicher 
glaubhafter Alternative als wahrscheinlichste Erklärung angeführt, daß es 
in diesen Fällen zu Kontakten mit dem BSE-Erreger gekommen sei. Das 
Bundesministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten verkündeten daher am 22. März 
1996 im Wege der Dringlichkeitsverordnung ein Verbringungsverbot für 
Fleisch von Rindern aus Großbritannien und der Schweiz, für Tiermehl aus 
Großbritannien und für Rinder aus der Schweiz. Die Kommission erließ 
daraufhin die Entscheidung 96/239/EG vom 27. März 1996, die weitest- 
gehend einem am 22. März 1996 aufgestellten Forderungskatalog der 
Bundesregierung entsprach. 

Trotz wiederholter Forderungen der Bundesregierung - die dabei von 
mehreren Mitgliedstaaten (u. a. Dänemark, Frankreich, Italien, Luxem- 
burg und die Niederlande) unterstützt wurde - hat die Kommission jedoch 
keine Maßnahmen zur Sicherstellung der Kontrollen (in Form von Zusatz- 
zertifikaten) sowie für die Behandlung der in den anderen Mitgliedstaaten 
stehenden Rinder aus dem Vereinigten Königreich festgelegt. Daher hat 
die Bundesregierung diese Regelungen unter Berufung auf das Schutz- 
klauselverfahren als nationale Maßnahme erlassen; sie gelten derzeit 
unverändert als Dauerverordnung fort. 


33. Abgeordneter 
Gerhard 
Scheu 

(CDU/CSU) 


In oder von welchen vorgeschlagenen oder erwo- 
genen Maßnahmen sind sie dabei von zuständi- 
gen Stellen der Gemeinschaft oder eines Mit- 
gliedstaates der Union, mit weichen Gründen und 
Einwendungen, zurückgewiesen (Ablehnung) 
bzw. behindert oder davon abgehalten worden, 
bestimmte Maßnahmen in Kraft zu setzen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. Februar 1997 

Wie in der Antwort zu den Frage 31 und 32 ausgeführt, haben die von der 
Bundesregierung getroffenen einzelstaatlichen Maßnahmen in der Regel 
zu Reaktionen der Kommissionsdienststellen geführt, die letztlich den von 
der Bundesregierung erhobenen Forderungen entsprachen. Allerdings 
hat die Kommission beispielsweise 1990 zunächst nur zögerlich und halb- 
herzig reagiert und ist erst nach nationalen Maßnahmen u. a. Deutsch- 
lands und Frankreichs den Empfehlungen der wissenschaftlichen Gre- 
mien gefolgt. Auch 1994 hat die Kommission auf deutsche Forderungen 
- selbst nach Androhung eines nationalen Alleingangs (Verordnung über 
fleischhygienische Schutzmaßnahmen) - und nach intensiven Bemühun- 
gen während unserer Präsidentschaft nur mit erheblicher Verzögerung 
reagiert. Die jetzt vom Untersuchungsausschuß des Europäischen Parla- 
ments festgestellten Versuche der Einflußnahme durch britische Beamte 
und wissenschaftliche Berater konnte dabei zum damaligen Zeitpunkt 
allenfalls vermutet werden; andererseits wurde deutschen Forderungen 
nach Hinzuziehung besonders kritischer Wissenschaftler durchweg ent- 
sprochen. Versuchen der EU-Kommission, über die Bundesregierung auf 
diese Wissenschaftler Einfluß zu nehmen, wurde selbstverständlich nicht 
gefolgt. Behinderungen durch Regierungen anderer Mitgliedstaaten hat 
es nicht gegeben; die britische Regierung hat ihre naturgemäß gegen- 
teilige Auffassung zur Frage der Verschärfung der Schutzmaßnahmen 
durch die Abgabe ablehnender Voten in den Entscheidungsgremien 
demonstriert. 


34. Abgeordneter 
Gerhard 
Scheu 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. Februar 1997 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Europäische Union hinsicht- 
lich der Erkennung und Bewertung von „intolerablen " gesundheitlichen 
Risiken in harmonisierten Rechtsbereichen einen wirksamen Schutz der 
Grundrechte, der dem vom Grundgesetz gewährleisteten Grundrechts- 
schutz im wesentlichen vergleichbar ist, generell sichergestellt. Diese 
Auffassung stützt sich nicht nur auf die sogenannte „Solange "-Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts, sondern auch auf das ausdrücklich 
im EG-Vertrag verankerte Ziel des Schutzes der öffentlichen Gesundheit 
sowie die inzwischen verfeinerte Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes zur zwingenden Berücksichtigung der Erfordernisse, die 
mit dem Schutz der Gesundheit und des Lebens der Menschen verbunden 
sind, durch die Gemeinschaftsorgane. 


Kann die Bundesregierung nach bestem Wissen 
und Gewissen versichern, daß die Europäische 
Union nach gegebenen Strukturen, Maßstäben 
und Instrumenten der Erkennung, Analyse und 
rechtlichen Bewertung intolerabler Risiken in 
harmonisierten Rechtsbereichen die zuverlässige 
Erfüllung grundrechtlicher Schutzpflichten (Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) mit dem 
vom Grundgesetz bei Besorgnis von Risiken für 
Leib und Leben einer großen Zahl von Menschen 
geforderten höchstmöglichen Schutzniveau 
„gewährleistet" (vgl. „Solange "-Beschlüsse des 
Bundesverfassungsgerichts - BVerfG)? 
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Im Lichte des inzwischen vorliegenden Berichts des Nichtständigen 
Untersuchungsausschusses des Europäischen Parlaments zu BSE bedarf 
diese Einschätzung jedoch einer kritischen Überprüfung. Fehlentwick- 
lungen bei den Schutzmaßnahmen gegen BSE haben danach vor allem 
ihre Ursache in der Struktur der wissenschaftlichen Ausschüsse der Euro- 
päischen Kommission, in den erheblichen Defiziten bei der Durchführung 
der Gemeinschaftsentscheidungen und deren Kontrolle sowie in der 
unzureichenden Organisationsstruktur der Europäischen Kommission auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Verbraucherschutzes. Die Bundes- 
regierung wird die Forderungen des Europäischen Parlaments nach Ver- 
besserungen daher nachdrücklich unterstützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


35. Abgeordnete 
Franziska 
Eichstädt-Bohlig 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Treffen Informationen zu, nach denen der Bund 
mit 25 Mio. DM an dem geplanten Bau einer 
Mehrzweckhalle über dem S-Bahnhof Olympia- 
stadion in Berlin beteiligt ist, und wenn ja, aus 
welchen Gründen beteiligt sich der Bund an die- 
sem Projekt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1997 


Informationen über eine Beteiligung des Bundes an einer Mehrzweck- 
halle über dem S-Bahnhof Olympiastadion in Berlin sind unzutreffend. 


36. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Auf welchen Strecken werden mit radioaktivem 
Material befüllte Castor-Behälter normalerweise 
auf der Schiene aus den einzelnen deutschen 
Kernkraftwerken zu den französischen und briti- 
schen Wiederaufbereitungsanlagen befördert, 
und warum wurden am 3. Februar 1997 die abge- 
brannten Brennelemente des Atomkraftwerks 
Emsland auf dem Umweg über das Saarland ins 
britische Sellafield transportiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. Februar 1997 


Für den Transport radioaktiven Materials von den deutschen Kernkraft- 
werken zu den französischen und britischen Wiederaufbereitungsanlagen 
werden den betrieblichen Erfordernissen entsprechend unterschiedliche 
Eisenbahnstrecken benutzt. In der Regel wird in der auf § 4 des Atom- 
gesetzes beruhenden Beförderungsgenehmigung als Grenzübergang 
antragsgemäß Perl oder Saarbrücken vor geschrieben. 
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Die Verschiffung erfolgte bislang über den französischen Grenzhafen 
Dünkirchen, da dieser über die erforderlichen Krananlagen verfügt und 
eine Verschiffung über deutsche Häfen bislang von den betroffenen Län- 
dern abgelehnt wurde. 


37. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß beim 
Unfall in Apach am 3. Februar 1997 als Unfall- 
ursache ein Gleisbruch oder der zu schwache 
Unterbau der Bahnstrecke in Frage kommt, und 
wie will die Bundesregierung zukünftig bei der- 
artigen Transporten radioaktiver oder hochge- 
fährlicher Gefahrgüter solchen Unfallursachen 
Vorbeugen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. Februar 1997 


Die Untersuchung der Entgleisungsursache durch die zuständigen fran- 
zösischen Stellen ist noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung 
möchte den Ermittlungen der französischen Stellen nicht vorgreifen. 


38. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wie weit ist die vom Bundesministerium für Ver- 
kehr für Ende des Jahres 1996/Anfang des Jahres 
1997 angekündigte Erstellung einer aktuellen 
Verkehrsprognose für den gesamten Alpenbogen 
unter Federführung der Europäischen Kommis- 
sion mit Beteiligung von Österreich, Italien, der 
Schweiz, Frankreich und Deutschland voran- 
gekommen, und wann kann nun mit ihrem 
Abschluß gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1997 


Die Erstellung der Prognose befindet sich in der Abschlußphase. Mit 
Ergebnissen wird nunmehr für das Frühjahr 1997 gerechnet. 


39. Abgeordneter 

Heinz 

Schmitt 

(Berg) 

(SPD) 


Werden bei den Planungen für neue Hoch- 
geschwindigkeitstrassen der Deutschen Bahn 
AG - insbesondere bei den transeuropäischen 
Netzen - die Optionen, die sich aus der Neige- 
technik ergeben, berücksichtigt, um nichtaus- 
baufähige Strecken mit Hochgeschwindigkeits- 
Ausbaustrecken zu verbinden, und werden dabei 
auch die neuesten Planungen und Entwicklun- 
gen bei der Hochgeschwindigkeits-Neigetechnik 
einbezogen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 


Ja. So beabsichtigt die Deutsche Bahn AG (DB AG) z. B. bei der geplanten 
Hochgeschwindigkeitsverbindung Paris — Ostfrankreich — Südwest- 
deutschland (POS), die auch Bestandteil der priori tären Projekte der trans- 
europäischen Netze (TEN) ist, auf dem Nordast (Saarbrücken — Mann- 
heim) in einem ersten Schritt neuartige Hochgeschwindigkeitszüge mit 
Neigetechnik (ICT) einzusetzen. Gleichwohl findet auf der Strecke auch 
Ausbau der Infrastruktur statt, wodurch zwei Schnellfahrabschnitte für 
eine Höchstgeschwindigkeit von 200 km/h (für herkömmliche Hoch- 
geschwindigkeitszüge wie für Neige technikzüge) entstehen. 

Der Einsatz von Neigetechnik ist auch bei den grenzüberschreitenden 
Strecken Berlin — Dresden — Prag — Wien, Nürnberg — Prag, Stuttgart — 
Zürich und München — Zürich geplant. Weitere innerdeutsche Strecken 
sind für die Ausrüstung mit Neigetechnik vorgesehen. 


40. Abgeordneter 

Heinz 

Schmitt 

(Berg) 

(SPD) 


Berücksichtigt die Bundesregierung bei den 
Trassenplanungen auch die im Einsatz oder in 
Entwicklung befindlichen Hochgeschwindig- 
keits-Neigetechnikzüge europäischer Nachbarn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 


Die Bundesregierung ist grundsätzlich für die Angebote der Fahrzeug- 
industrie offen; über ihren Einsatz und also auch die Wahl des Fahrzeug- 
typs und -herstellers entscheidet dabei aber in eigener unternehmerischer 
Verantwortung die DB AG oder eine andere Betreibergesellschaft. 


41. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung nach Abschluß des 
Planfeststellungsverfahrens unverzüglich die 
Mittel für die Ortsumgehung von Mitterteich im 
Zuge der B 299 bereitstellen, und bis wann wer- 
den die Voraussetzungen für einen Baubeginn 
gegeben sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 


Das Fernstraßenprojekt „Bundesstraße 299, Ortsumgehung Mitterteich" 
ist nicht in den Bundeshaushalt 1997 (Kapitel 12 10 - Bundesfernstraßen) 
eingestellt. 

Ein Baubeginn setzt - unabhängig von den Finanzierungsmöglichkeiten - 
voraus, daß zunächst die Rechtsbeständigkeit des Planfeststellungs- 
beschlusses vom 4. Februar 1997 erlangt werden muß. 

Ob es zum gegeben Zeitpunkt möglich sein wird, das Projekt mit Finanzie- 
rungsansatz in den Bundeshaushalt aufzunehmen, ist noch zu prüfen. 
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42. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Struck 

(SPD) 


Handelt es sich bei dem jetzt geplanten Wieder- 
aufbau des Eisenbahn-Streckenabschnitts Wie- 
ren — Uelzen um eine „wesentliche Änderung" 
im Sinne des Eisenbahnrechts gegenüber der am 
15. März 1985 im „Amtsblatt der Bundesbahn- 
direktion Hannover" festgehaltenen Umstellung 
von „zwei- auf dauernd eingleisigen Betrieb", 
und hat das Bundesministerium für Verkehr seine 
Rechtsauffassung dazu erst kürzlich geändert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1997 


Der Wiederaufbau des zweiten Gleises wäre nur dann eine „wesentliche 
Änderung" der Bahnanlage gewesen, wenn mit dem Übergang vom zwei- 
auf den eingleisigen Betrieb eine Entwidmung des zweiten Gleises als 
Bahnanlage verbunden gewesen wäre. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts hätte es hierzu einer Mitteilung an die betrof- 
fenen Gemeinden bedurft, daß die Flächen wieder für andere Nutzungen 
zur Verfügung stehen. Von einer solchen Mitteilung mußte das Bundes- 
ministerium für Verkehr zunächst nach der Aktenlage ausgehen. Die 
DB AG teilte später jedoch nach einer erneuten Recherche mit, daß weder 
die Tatsache der Umstellung vom zweigleisigen auf den eingleisigen 
Betrieb noch die des Übergangs der Planungshoheit der obersten Ver- 
kehrsbehörde des Landes Niedersachsen und damit auch nicht der betrof- 
fenen Gemeinde mitgeteilt worden war. 


43. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Struck 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, betroffenen Bür- 
gern und der „Interessengemeinschaft Bahnbau 
Uelzen — Stendal (IBUS) " Einsicht in die betref- 
fenden Akten zu gewähren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1997 


Nein. Vorgänge des Bundesministeriums für Verkehr sind nicht Gegen- 
stand des beim Eisenbahn-Bundesamt laufenden Planfeststellungsverfah- 
rens. 


44. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Struck 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts der gravierenden Beeinträchtigun- 
gen, die sich durch den geplanten Neubau der 
Strecke für viele Bewohner ergeben, eine lücken- 
lose Information über alle Maßnahmen zwingend 
erforderlich ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Februar 1997 


Ja. 
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45. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Welchen Stellenwert räumt die Bundesregierung 
der Entlastung von Ballungsräumen durch Aus- 
bau von S-Bahn-Netzen, z. B. im Rahmen des 
Gesamtverkehrsplans Großraum Nürnberg, ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 

Der Ausbau von S-Bahn-Netzen dient der verkehrlichen Entlastung von 
Ballungszentren. Die Bundesregierung fördert daher die erste Ausbau- 
stufe der S-Bahn Nürnberg mit den Teilabschnitten Nürnberg — Lauf, 
Nürnberg — Roth und Nürnberg — Altdorf seit 1983 im Rahmen des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (G VFG) . 


46. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, „we- 
gen der ungeklärten Finanzierungsfragen bei 
dem Fernverkehrsvorhaben Nürnberg — Erfurt 
— Berlin" gäbe es Verzögerungen beim Ausbau 
der S-Bahn-Strecke Nürnberg — Fürth — Erlan- 
gen — Forchheim? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 

Der viergleisige Ausbau des Streckenabschnitts Nürnberg — Fürth — 
Erlangen — Forchheim dient sowohl der Verbesserung des Nahverkehrs 
(S-Bahn) als auch des Fernverkehrs. Daher soll das Bauvorhaben teilweise 
nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchwAG) und teilweise 
im Rahmen des GVFG finanziert werden. Letzteres erfordert eine Komple- 
mentärfinanzierung durch den Freistaat Bayern. 

Sowohl der Dreijahresplan 1995 bis 1997 für den Ausbau des Schienen- 
wegenetzes des Bundes nach dem BSchwAG als auch - auf Vorschlag des 
Freistaates Bayern - das Programm nach § 6 Abs. 1 GVFG enthalten 
Ansätze für dieses Projekt. 

Zur Zeit laufen die Planfeststellungsverfahren, deren Ergebnisse abzu- 
warten sind. Danach sind zwischen dem Bund und der DB AG sowie zwi- 
schen der DB AG und dem Freistaat Bayern Finanzierungsverträge zu 
schließen. 


47. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die ebenfalls im Rahmen des Gesamtver- 
kehrsplans Großraum Nürnberg geplanten Strek- 
ken nach Hersbruck, Neumarkt und Ansbach 
vorrangig auszubauen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 26. Februar 1997 

Für die S-Bahn-Strecken nach Ansbach, Hersbruck und Neumarkt liegt 
der Bundesregierung bislang kein Vorschlag des Freistaates Bayern 
gemäß § 6 Abs. 1 GVFG vor. Bei der jährlichen Fortschreibung des GVFG- 
Programmes haben die sich in Bau befindlichen Vorgaben Vorrang. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


48. Abgeordneter 

Peter 

Bleser 

(CDU/CSU) 


Welcher Trockenmassegehalt ist beim Klär- 
schlamm erforderlich, damit der Heizwert des 
Klärschlammes mindestens 11000 kJ/kg beträgt, 
und welchen Heizwert hat ein teilentwässerter 
Klärschlamm mit 35% Trockenmasse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 25. Februar 1997 


In der Regel müssen die Trockensubstanzgehalte deutlich über 90% 
liegen, damit Klärschlamm einen Heizwert von 1 1 MJ/kg erreichen kann. 
Dabei ist auch zwischen Rohschlamm und Faulschlamm zu unterscheiden. 
Durch die Faulung wird eine Reduzierung des organischen Anteils, der im 
wesentlichen der Heizwertträger ist, bewirkt. 

Klärschlamm mit 35% Trockensubstanz dürfte bei einem Gehalt von 50% 
organischer Substanz etwa einen Heizwert von 4 MJ/kg, bei einem Gehalt 
von 70% organischer Substanz etwa einen Heizwert von 5,5 MJ/kg auf- 
weisen. 


49. Abgeordneter 

Peter 

Bleser 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob in Deutsch- 
land teilentwässerte Klärschlämme mit einem 
Trockenmassegehalt von ca. 30 bis 40% ver- 
brannt werden, und teilt die Bundesregierung die 
Absicht, daß die Verbrennung solcher Klär- 
schlämme ein Verstoß gegen § 6 des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 25. Februar 1997 


In bestehenden Mono-Klärschlammverbrennungsanlagen werden Klär- 
schlämme mit Trockensubstanzgehalten von 30 bis 40% verbrannt. Die 
dabei anstehende Wärme dient hauptsächlich der Verbrennungsluftvor- 
wärmung, Klärschlammtrocknung, zu internen Heizzwecken oder zur 
internen Stromerzeugung. Zum Teil wird die überschüssige Wärmeener- 
gie an externe Verbraucher z. B. in Form von Fernwärme oder an Indu- 
striebetriebe als Prozeßdampf^abgegeben. 

Die Verbrennung von Klärschlämmen ist nach dem Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) unter dem Gesichtspunkt der energeti- 
schen Verwertung nur zulässig, wenn im Einzelfall die Voraussetzungen 
für diese Verwertungsart nach § 6 Abs. 2 KrW-/AbfG vorliegen. Im übri- 
gen kann eine Verbrennung - mangels einer wirtschaftlich zumutbaren 
und technisch möglichen stofflichen oder energetischen Verwertung - 
unter dem Gesichtspunkt der umweltverträglichen Beseitigung von 
Abfällen erfolgen. Hierzu gelten insbesondere die Anforderungen an den 
Heizwert der Abfälle und den Feuerungswirkungsgrad der Anlage nicht. 
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Nicht nur die energetische Verwertung, sondern auch die thermische 
Behandlung von Abfällen darf nach § 27 Abs. 1 Satz 2 KrW-/AbfG auch in 
Anlagen durchgeführt werden, die überwiegend einem anderen Zweck 
als der Abfallentsorgung dienen (z. B. Kraftwerke). 


50. Abgeordneter 
Peter 
Dieser 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß 30 bis 
50 Gewichtsprozente der Trockenmasse von 
Klärschlämmen bei der Verbrennung als Asche 
anfallen und wie diese entsorgt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 25. Februar 1997 


Bezogen auf die verbrannte Trockensubstanz können bei der Verbren- 
nung von Klärschlamm Ascherückstandsmengen von 25 bis 50%, in ein- 
zelnen Anlagen sogar bis zu 84 % anfallen. 

Diese Ascherückstände (Kessel/Wirbelschichtaschen) werden entweder 
auf Deponien abgelagert oder gelangen z. T. in die Verwertung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


51. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Erträge aus der Fehlbelegungsabgabe 
für Sozialwohnungen von Post und Bahn für den 
Bereich der Stadt Köln, und wie werden sie ver- 
wendet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 20. Februar 1997 


Für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post und Telekom- 
munikation wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

Hinsichtlich der Fehlbelegungsabgabe für „Sozialwohnungen der Post" 
ist die Bundesregierung nicht tangiert, da das Wohnungs vermögen der 
früheren Deutschen Bundespost im Rahmen der Postreform II in das Ver- 
mögen der privatrechtlichen Aktiengesellschaft Deutsche Post AG über- 
gegangen ist. 

Das Aufkommen aus der Fehlbelegungsabgabe für mit Wohnungsfür- 
sorgemitteln der früheren DBP im Bereich der Stadt Köln geförderten 
Wohnungen betrug nach Auskunft der Deutsche Post Wohnen GmbH 
- einer Tochtergesellschaft der Deutschen Post AG - im Jahr 1996 
ca. 6 Mio. DM. 


30 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7116 


Im gleichen Zeitraum wurden dort für die Förderung des Wohnungsbaus 
im Sinne des Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen (AFWoG) etwa 1,3 Mio. DM eingesetzt. Des weiteren hat 
die Deutsche Post AG im Bereich Köln zur Wahrung der wohnungsfür- 
sorgerischen Interessen durch Zinsverzicht und Zahlung von Aufwen- 
dungszuschüssen Subventionsbeiträge in Höhe von ca. 10,5 Mio. DM 
geleistet. 

Die Angaben für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ver- 
kehr lauten wie folgt: 

Die Wohnungen des ehemaligen Sondervermögens Deutsche Bundes- 
bahn sind im Rahmen der Bahnreform 1994 auf das Bundeseisenbahnver- 
mögen übergegangen. Im Bereich der Stadt Köln werden keine Mieter 
dieser Wohnungen durch das Bundeseisenbahnvermögen zur Fehlbele- 
gungsabgabe herangezogen, weil alle ausgeliehenen Wohnungsfür- 
sorgedarlehen zurückgezahlt sind. 


52. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Wie lauten die absoluten Zahlen und Zugangs- 
zahlen der Ruhestands- und Vorruhestandsemp- 
fänger bei der Post AG, der Telekom AG und der 
Postbank AG bis zum Jahr 2000 (wenn möglich, 
auf geschlüsselt nach Jahren)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25, Februar 1997 


Die Entwicklung der Versorgungsempfänger - unterschieden nach Unter- 
nehmen, nach dem Grund des Zugangs (Erreichen der Altersgrenze, 
Vorruhestand und Dienstunfähigkeit) und auf geschlüsselt nach Jahren 
ersehen Sie aus der nachfolgenden Tabelle: 


Prognose über die Entwicklung bei den Versorgungsempfängern 
der Unterstützungskassen 



Bestandsentwicklung 


Erreichen 

der Alters- 
grenze 

Vor ruhe - 
stand 

Dienst- 

unfähigkeit 

Summe der 
Zugänge 

Summe Ab- 
gänge u. a. 
Bestands- 
Verände- 
rungen^) 

Summe 

der VE 

Deutsche Telekom Pensions-Service e. V. 

1995 

391 

4 249 

1 655 

6 295 

0 

73 200 

1996 

432 

3 147 

1 821 

5 400 

1 380 

77 220 

1997 

365 

2 827 

1 547 

4 739 

2 133 

79 826 

1998 

365 

1 532 

1 337 

3 234 

2 351 

80 709 

1999 

365 

1 248 

1 124 

2 737 

2 538 

80 908 

2000 

365 

0 

915 

1 280 

12 730 

69 458 

2001 

365 

0 

702 

1 067 

2 241 

68 284 

2002 

373 

0 

687 

1 060 

2 330 

67 014 

2003 

382 

0 

674 

1 056 

2 240 

65 830 


9 Im Jahr 2000 erfolgt die Rückübertragung der dem TPS und dem Postbank 
Pensionsservice vorübergehend zugeordneten VE. 


31 




Drucksache 13/7116 Deutscher Bundestag ~ 13. Wahlperiode 


Noch Prognose über die Entwicklung bei den Versorgungsempfängern 
der Unterstützungskassen 



Bestandsentwicklung 


Erreichen 
der Alters- 
grenze 

Vorruhe- 

stand 

Dienst- 

unfähigkeit 

Summe der 
Zugänge 

Summe Ab- 
gänge u. a. 
Bestands- 

Verände- 

rungen^) 

Summe 

der VE 

2004 

391 

0 

661 

1 052 

2 155 

64 727 

2005 

400 

0 

648 

1 048 

2 075 

63 700 

2006 

409 

0 

636 

1 045 

1 999 

62 746 

2007 

418 

0 

623 

1 041 

1 928 

61 859 

2008 

428 

0 

610 

1 038 

2 062 

60 835 

2009 

438 

0 

599 

1 037 

1 997 

59 875 

2010 

448 

0 

587 

1 035 

1 936 

58 974 

Deutsche Postbank Pensionsservice e. V. 

1995 

66 

430 

397 

893 

0 

7 803 

1996 

6 

449 

667 

1 122 

234 

8 691 

1997 

8 

344 

442 

794 

261 

9 224 

1998 

16 

310 

407 

' 733 

277 

9 680 

1999 

25 

270 

374 

669 

290 

10059 

2000 

38 

0 

429 

467 

1 051 

9 475 

2001 

40 

0 

340 

380 

284 

9 571 

2002 

38 

0 

326 

364 

287 

9 648 

2003 

37 

0 

313 

350 

289 

9 710 

2004 

35 

0 

301 

336 

291 

9 754 

2005 

34 

0 

289 

323 

293 

9 784 

2006 

33 

0 

277 

310 

294 

9 800 

2007 

31 

0 

266 

297 

294 

9 804 

2008 

30 

0 

255 

285 

294 

9 795 

2009 

29 

0 

245 

274 

294 

9 776 

2010 

28 

0 

235 

263 

293 

9 746 

Deutsche Post Pensions-Service e. V. 

1995 

52 

7 914 

6 959 

14 925 

0 

126 760 

1996 

120 

4 900 

4 730 

9 750 

3 010 

133 500 

1997 

130 

2 950 

2 020 

5 100 

1 148 

137 453 

1998 

130 

2 700 

1 770 

4 600 

3 511 

138 542 

1999 

140 

3 300 

2 260 

5 700 

4 337 

139 904 

2000 

120 

0 

2 580 

2 700 

- 8 805 

151 409 


Im Jahr 2000 erfolgt die Rückübertragung der dem TPS und dem Postbank 
Pensionsservice vorübergehend zugeordneten VE. 
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Noch Prognose über die Entwicklung bei den Versorgungsempfängern 
der Unterstützungskassen 



Bestandsentwicklung 


Erreichen 
der Alters- 
grenze 

Vorruhe- 

stand 

Dienst- 

unfähigkeit 

Summe der 
Zugänge 

Summe Ab- 
gänge u. a. 
Bestands- 
Verände- 
rungen^) 

Summe 
der VE 

2001 

130 

0 

2 770 

2 900 

4 508 

149 801 

2002 

150 

0 

2 650 

2 800 

4 384 

148 217 

2003 

150 

0 

2 650 

2 800 

4 335 

146 683 

2004 

150 

0 

2 650 

2 800 

4 328 

145 154 

2005 

130 

0 

2 670 

2 800 

4 288 

143 666 

2006 

130 

0 

2 670 

2 800 

4 272 

142 194 

2007 

130 

0 

2 570 

2 700 

4 168 



140 726 

2008 

120 

0 

2 480 

2 600 

4 213 

139 113 

2009 

110 

0 

2 390 

2 500 

4144 

137 468 

2010 

110 

0 

' 2 290 

2 400 

4 397 

135 472 

Bestandsentwicklung aller drei Unterstützungskassen 

1995 

509 

12 593 

9 011 

22 113 

0 

207 763 

1996 

558 

8 496 

7 218 

16 272 

4 624 

219 411 

1997 

503 

6 121 

4 009 

10 633 

3 542 

226 503 

1998 

511 

4 542 

3 514 

8 567 

6 139 

228 931 

1999 

530 

4 818 

3 758 

9 106 

7 165 

230 871 

2000 

523 

0 

3 924 

4 447 

4 976 

230 342 

2001 

535 

0 

3 812 

4 347 

7 033 

227 656 

2002 

561 

0 

3 663 

4 224 

7 001 

224 879 

2003 

569 

0 

3 637 

4 206 

6 864 

222 223 

2004 

576 

0 

3 612 

4 188 

6 774 

219 635 

2005 

564 

0 

3 607 

4 171 

6 656 

217 150 

2006 

572 

0 

3 583 

4 155 

6 565 

214 740 

2007 

579 

0 

3 459 

4 038 

6 390 

212 389 

2008 

578 

0 

3 345 

3 923 

6 569 

209 743 

2009 

577 

0 

3 234 

3 811 

6 435 

207 119 

2010 

586 

0 

3 112 

3 698 

6 626 

204 192 


1) Im Jahr 2000 erfolgt die Rückübertragung der dem TPS und dem Postbank 
Pensionsservice vorübergehend zugeordneten VE. 


53. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


In welchem Jahr und in welchem Monat sind bei 
den ständig steigenden Pensionslasten die 
gesetzlich bis 1999 zu zahlenden Jahresbeträge 
der Unternehmen Post AG, Telekom AG und 
Postbank AG real verbraucht? 
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Antwort des parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Februar 1997 


Nach Angaben der Post-Aktiengesellschaften sind die an die Unterstüt- 
zungskassen zu zahlenden Jahresbeträge 

- bei der Deutschen Post AG im März 1999, 

- bei der Deutschen Telekom AG im Mai 1999 und 

- bei der Deutschen Postbank AG im März 1999 verbraucht. 


54. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Wie hoch ist der Fehlbetrag 1999, und auf welche 
Weise wird er von der Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation (BAPT) ausgeglichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Februar 1997 


Die Zahllast des Bundes im Zeitraum 1995 bis 1999 wird ca. 7,4 Mrd. DM 
betragen. Davon werden bis Ende 1998 ca. 4,3 Mrd. DM durch Dividen- 
deneinnahmen der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation aus- 
geglichen. Der anteilige Finanzbedarf des Jahres 1999 in Höhe von ca. 
3,1 Mrd, DM wird ebenfalls durch Dividendeneinnahmen und im Bedarfs- 
fall durch Veräußerungserlöse aus dem Verkauf von Aktien der Postunter- 
nehmen gedeckt. 


55. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Wie ist - bezüglich der Privatisierung - der 
gegenwärtige Stand der Kooperationsverhand- 
lungen Post/Postbank, insbesondere vor dem 
Hintergrund einer Anfrage der EG-Kommission 
hinsichtlich der „Prüfung der Zulässigkeit einer 
Exklusivitätsvereinbarung" von Post und Post- 
bank? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 25. Februar 1997 


In den „Eckpunkten der Bundesregierung für die Privatisierung der 
Postbank" vom 28. Juni 1996 wurde u. a. festgelegt, daß der Deutschen 
Post AG vom Bund ein Anteilsbesitz an der Deutschen Postbank AG ange- 
boten wird, der eine Grenze von 25% nicht überschreiten soll. 

Die Deutsche Post AG wertet die Unentgeltlichkeit dieser Transaktion als 
Voraussetzung, d. h. als Geschäftsgrundlage für den Kooperationsvertrag, 
der als detailhertes Regelungswerk aus dem am 4. November 1996 abge- 
schlossenen Grundlagenvertrag weiterentwickelt werden soll. 

Da über die Modalitäten der Übertragung dieses Postbank- Aktienpakets 
auf die Deutsche Post AG bis jetzt noch nicht abschließend entschieden 
wurde, dauern die Verhandlungen zwischen den Unternehmen über den 
Kooperationsvertrag noch an. 
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Die EG -Kommission hat beide Unternehmen zu den Vereinbarungen 
innerhalb des Grundlagenvertrags vom 4. November 1996 befragt. Beden- 
ken aufgrund des Ergebnisses dieser Befragung aus Sicht der EG-Kom- 
mission bezüglich der Vereinbarkeit des Grundlagenvertrages mit EG- 
Wettbewerbsrecht sind nicht bekannt. 


Bonn, den 28. Februar 1997 
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